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Das Deutsche Jugendherbergswerk fördert die Vielfalt der Menschen. Zur Vereinfachung der 
Lesbarkeit wird in der Wahlordnung nur die männliche Form verwendet



 

I. Allgemeines 

Diese Wahl- und Sitzungsordnung regelt das Verfahren zur Wahl der Gremienmitglieder sowie 
zur Durchführung von Delegiertenversammlungen und zur Behandlung von Anträgen und 
Abstimmungen im DJH-Landesverband Baden-Württemberg e.V. (DJH BW). Nicht Bestandteil 
dieser Wahl- und Sitzungsordnung sind die Regelungen zur Wahl von Mitarbeitenden des DJH 
BW. Diese erfolgen ausschließlich auf Grundlage einer gesonderten Geschäftsordnung für 
den Sozialausschuss, die vom zuständigen Gremium separat beschlossen und geändert wird. 

II. Wahlen 

1.  Grundsätze 
a. Wahlen erfolgen grundsätzlich geheim. 
b. Wahlen können gemeinsam durchgeführt werden (Blockwahl), soweit nicht in dieser 

Wahl- und Sitzungsordnung andere Vorgaben bestimmt sind.  
c. Zulässigkeit digitaler Wahlen 

o Die Durchführung von Wahlen kann auch auf digitalem oder hybridem Wege 
erfolgen. Dies schließt die Nutzung elektronischer Kommunikationsmittel zur 
Stimmabgabe ein. 

o Die digitale oder hybdride Wahl steht der schriftlichen und der persönlichen 
Wahl gleich, sofern die technische Umsetzung den Anforderungen an eine 
geheime und sichere Wahl entspricht. 

o Für die Durchführung der digitalen Wahl werden geeignete sichere technische 
Mittel oder Verfahren genutzt, die die Geheimhaltung und den Datenschutz 
der Stimmen gewährleistet. Das DJH BW ist verantwortlich dafür, dass die 
technischen Systeme vor Manipulationen geschützt sind und den 
Datenschutzvorgaben gemäß der DSGVO entsprechen. 

o Jeder Stimmberechtigte erhält eine persönliche Stimme, die zur Stimmabgabe 
verwendet wird. Mehrfache Stimmabgaben sind nicht zulässig. Eine 
Übertragung des Stimmrechts ist unzulässig. Jede stimmberechtigte Person 
verfügt unabhängig von der Anzahl der ausgeübten Funktionen über lediglich 
eine Stimme. 

o Zur Durchführung und Auswertung der Wahl kann das Präsidium ein 
Wahlkomitee oder einen externen Dienstleister beauftragen, der die 
ordnungsgemäße Abwicklung der digitalen Wahl überwacht. 

2.  Delegiertenversammlung 
a. Zuständig für die Vorbereitung und Durchführung von Delegiertenwahlen ist der 

Vorstand in Abstimmung mit dem Präsidium des DJH-Landesverbandes Baden-
Württemberg e.V. 

b. Wahlliste 
o Die Delegierten, die von den stimmberechtigten Mitgliedern des 

Landesverbands gewählt werden, werden über eine Wahlliste gewählt.  
o Die stimmberechtigten Mitglieder werden aufgefordert, sich bis zu einem vom 

Präsidium festzulegenden Termin selbst als Kandidaten für die Wahlliste zur 
Wahl der Delegierten in die Delegiertenversammlung zu melden oder andere 
Kandidaten vorzuschlagen. Angestrebt wird die 1,5-fache Anzahl der zu 
wählenden Delegierten gem. II. 2. c. dieser Wahl- und Sitzungsordnung. 

o Anzugeben sind Zu- und Vorname, vollständige Anschrift, Alter, 
Berufsbezeichnung, bisherige Funktion im DJH und Mitgliedsnummer des 
Kandidaten. Die Kandidaten bestätigen, dass sie mit der Kandidatur 
einverstanden sind, im Falle ihrer Wahl diese annehmen und persönliche 
Daten von ihnen veröffentlicht werden können. Die Kandidaten werden den 



 
 

Mitgliedern im Vorfeld der Wahl vorgestellt. Jedes Mitglied hat das Recht, 
Rückfragen an die Kandidaten zu stellen. 

o Die eingegangenen Wahlvorschläge nimmt der Vorstand in eine Wahlliste auf. 
Das Präsidium kann diese Liste um bis zu 20 % der zu wählenden Delegierten 
ergänzen. Die Kandidaten für die Delegiertenwahl werden alphabetisch (A-Z) 
nach Nachnamen aufgelistet. Die Wahlliste wird durch das Präsidium 
festgestellt.  

c. Wahl 
o Gemäß § 7 Ziff. 6 der Satzung sollen 74 Delegierte gewählt werden.  
o Die Wahl erfolgt entweder ausschließlich per Briefwahl oder ausschließlich 

digital. Die Einzelheiten der Wahldurchführung können durch Beschluss des 
Präsidiums geregelt werden.  

d. Aktives und passives Wahlrecht 
Aktives Wahlrecht steht Personen ab 14 Jahren zu; passives Wahlrecht steht ihnen 
ab Volljährigkeit zu. Aktives und passives Wahlrecht kann dazu nur ausüben, wer 
seinen Hauptwohnsitz in Baden-Württemberg hat, zum Zeitpunkt der Wahl bereits 
ein Jahr Mitglied im Deutschen Jugendherbergswerk e.V. ist und den 
Mitgliedsbeitrag für das Wahljahr bis zum 31.01. entrichtet hat. Juristische Personen 
haben nur aktives Wahlrecht. Hauptamtliche Mitarbeitende des Landesverbandes 
sind nicht als Delegierte über die Wahlliste wählbar. 

e. Feststellung des Wahlergebnisses 
o Als Delegierte gewählt sind die Kandidaten, die nach Auszählung die meisten 

Stimmen auf sich vereinigen können. Bei Stimmengleichzahl entscheidet das 
Los über die Reihenfolge. 

o Das Wahlergebnis wird durch das Präsidium festgestellt. 
o Die Kandidaten werden vom Vorstand über das Wahlergebnis informiert.  
o Das Ergebnis der Wahl ist in den digitalen und den Printmedien des 

Landesverbandes zu veröffentlichen. 
o Die Wahlunterlagen werden bis zur nächsten Delegiertenwahl aufbewahrt. 

3.  Präsidium  
a. Die Mitglieder des Präsidiums, mit Ausnahme der hauptamtlichen Mitarbeitenden, 

die gemäß der Geschäftsordnung des Sozialausschusses benannt, gewählt oder 
entsandt werden, werden von der Delegiertenversammlung gewählt.  

b. Alle Mitglieder des Präsidiums sollen ihren ständigen Wohnsitz im Land Baden-
Württemberg haben.  

c. Juristische Personen die Mitglieder des Landesverbandes sind, sind nicht ins 
Präsidium wählbar. 

d. Wahlen zum Präsidium werden mit der relativen Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen entschieden; bei Stimmengleichheit wird neu gewählt. 

e. Der Präsident und die Vize-Präsidenten sind getrennt zu wählen; alle anderen 
Wahlen können gemeinsam durchgeführt werden.  

4.  Ehrenamtliche Rechnungsprüfer 
Die ehrenamtlichen Rechnungsprüfer werden von der Delegiertenversammlung mit der 
relativen Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gewählt; bei Stimmengleichheit 
wird neu gewählt. 

5.  Amtsdauer 
Alle Wahlen erfolgen, sofern nicht bei der Wahl ausdrücklich abweichend bestimmt, auf 
die Dauer von vier Jahren. Es ist darauf zu achten, dass die Amtsdauern nicht zur gleichen 
Zeit enden. Die Amtsdauer endet erst mit der Wahl neuer Personen durch das zuständige 
Gremium. Wiederwahl ist möglich. Sofern durch das vorzeitige Ausscheiden eines 



 

 
 

Organmitglieds die Mindestanzahl des jeweiligen Gremiums unterschritten wird, hat die 
Wahl eines Nachfolgers auf die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen 
Organmitglieds zu erfolgen. Wird die Mindestanzahl nicht unterschritten, kann ein 
Nachfolger auf die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds gewählt werden.  

III. Sitzungsverlauf 

1. Einberufung und Ablauf von Sitzungen 
a. Die Delegiertenversammlung wird vom Präsidenten jedes Jahr unter Angabe der 

Tagesordnung einberufen; dabei ist eine Frist von vier Wochen, gerechnet von der 
Absendung der Einladung, einzuhalten. Die Versammlungen können nach 
Entscheidung des Präsidiums auch digital oder hybrid abgehalten werden.  

b. Das Präsidium tritt nach Bedarf zusammen und wird in der Regel 10 Tage vorher in 
Textform unter Angabe der Tagesordnung eingeladen. Das Nähere regelt eine 
Geschäftsordnung, die sich das Präsidium gibt. Die Sitzungen können nach 
Entscheidung des Präsidenten auch digital oder hybrid abgehalten werden. Die 
Mitglieder des Vorstands sind berechtigt und verpflichtet, an den Sitzungen 
beratend teilzunehmen, sofern das Präsidium nicht im Einzelfall etwas 
Abweichendes beschließt. 

c. Tagesordnungspunkte müssen klar benannt und allen Gremienmitgliedern mit der 
Einladung bekannt gegeben werden. Beratungs- und Beschlussunterlagen sind in 
der Regel bei der Delegiertenversammlung zwei Wochen bzw. beim Präsidium eine 
Woche vor einer Sitzung bekannt zu geben.  

d. Entscheidungen der Organe sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom 
Sitzungsleiter und dem Protokollanten zu unterzeichnen ist sowie in der 
darauffolgenden Gremiensitzung zur Genehmigung vorgelegt werden muss. 

e. Sitzungsleiter ist in der Regel der Präsident bzw. einer seiner Stellvertreter. 

2. Anträge 
a. Antragsberechtigung 

Anträge können von allen stimmberechtigten Mitgliedern des entsprechenden 
Gremiums sowie bei Präsidiumssitzungen auch vom Vorstand gestellt werden. 

b. Inhaltliche Anforderungen 
Anträge müssen klar formuliert sein und gegebenenfalls eine kurze Begründung 
enthalten. 

c. Fristen für Anträge 
Anträge zur Tagesordnung sind dem Präsidium spätestens zwei Wochen vor der 
Delegiertenversammlung in Textform einzureichen. Später eingehende Anträge 
können nur dann beraten und entschieden werden, wenn sie die Zustimmung von 
mindestens ¾ der gültig abgegebenen Stimmen der Delegierten erhalten. Dies gilt 
nicht für Anträge auf Satzungsänderung oder Auflösung des Landesverbandes. Der 
Beratung nachträglich zugelassener Anträge muss eine Beschlussfassung des 
Präsidiums vorangehen. 

3. Worterteilung und Diskussionsregeln 
a. Zu einem Punkt der Tagesordnung kann sprechen, wem vom Versammlungsleiter 

das Wort erteilt wird. Die Worterteilungen erfolgen nach der Reihenfolge der 
Wortmeldungen. 

b. Dem Berichterstatter kann zur Beantwortung von Anfragen oder zur Aufklärung 
außerhalb der Reihenfolge das Wort erteilt werden. Er erhält das erste und das 
letzte Wort. 



 
 

c. Zu einer tatsächlichen Berichtigung, zur Beantwortung einer zur Sache gehörenden 
Zwischenfrage sowie zur Geschäftsordnung muss außerhalb der Reihenfolge das 
Wort erteilt werden, sobald der augenblickliche Redner geschlossen hat. 

d. Zur Leitung der Aussprache und zur Aufklärung von Missverständnissen hat der 
Versammlungsleiter immer das letzte Wort. 

e. Durch Mehrheitsbeschluss der Versammlung kann die Redezeit zu einem 
bestimmten Punkt oder für eine ganze Versammlung auf eine bestimmte Zeit 
beschränkt werden. 

f. Der Versammlungsleiter hat das Recht, einen Redner zur Sache bzw. zur Ordnung 
zu rufen. Geschieht dies im Laufe einer Sitzung zweimal erfolglos, so kann er ihm 
für den gerade zur Beratung stehenden Punkt, in schweren Fällen auch für die 
Dauer der Sitzung oder Versammlung, das Wort entziehen. 

4. Abstimmungen 
a. Das Stimmrecht in der Delegiertenversammlung regelt sich nach § 7 Abs. 6 der 

Satzung. 
b. Für die Beschlussfassung der Organe des Landesverbandes gilt, soweit nicht in der 

Satzung andere Mehrheiten gefordert sind:  
o Entscheidungen werden mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 

getroffen. Ausnahmen regelt die Satzung. 
o Enthaltungen werden nicht gewertet.  
o Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Präsidenten oder im 

Verhinderungsfall die seines Stellvertreters.  
o Abstimmungen erfolgen in der Regel offen durch Handaufheben oder 

Aufstehen; die Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten kann eine 
geheime Abstimmung beschließen.  

o Abstimmungen geschehen nach der vom Versammlungsleiter vorgeschlagenen 
Fragestellung, nachdem die eingegangenen Anträge nochmals verlesen sind. 
Die Mehrheit gilt als feststehend, wenn sie nicht sofort von einem 
Versammlungsteilnehmer angezweifelt wird. Ist das Ergebnis auch dann noch 
unklar, so wird nochmals abgestimmt, wobei Ja- und Nein-Stimmen genau 
ausgezählt werden. 

o Die weitergehenden bzw. Abänderungs- und Zusatzanträge kommen zuerst zur 
Abstimmung. Bei gleichwertigen Anträgen beginnt die Abstimmung mit dem 
zuerst eingegangenen. 

o Werden während einer Sitzung oder Versammlung gegen gefasste Beschlüsse 
Zweifel geäußert, so ist der genaue Wortlaut festzulegen, zu verlesen und zur 
Genehmigung zu bringen. 

c. Abstimmungen können auch in digitaler oder hybrider Form erfolgen.  

IV. Schlussbestimmungen 

1. Diese Wahl- und Sitzungsordnung tritt erstmals mit ihrer Genehmigung durch die 
Delegiertenversammlung am 21.03.2026 in Kraft. 

2. Änderungen dieser Ordnung werden vom Präsidium vorgeschlagen und von der 
Delegiertenversammlung beschlossen. 

Beschlossen in der Delegiertenversammlung am 21.03.2026 in Freiburg. 
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